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Ungültigkeitserklärung eines Dienstsiegels

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
vom 1. März 2023

Folgendes Dienstsiegel ist beim Amtsgericht Senftenberg in 
Verlust geraten:

Beschaffenheit:	 Gummistempel mit Holzgriff
Durchmesser:	 35 mm
Umschrift:	 Amtsgericht Senftenberg 
Kennziffer:	 55

Bekanntmachungen

Personalnachrichten

Das Dienstsiegel wird hiermit für ungültig erklärt.

Ich bitte alle Justizbehörden Vorkehrungen zu treffen, um eine 
missbräuchliche Benutzung des Dienstsiegels zu verhindern. 
Feststellungen über den Verbleib des Dienstsiegels bitte ich 
umgehend dem Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg 
zu berichten.

Ministerium der Justiz

Ernannt:
zur Ministerialrätin: Regierungsdirektorin Dr. Doreen Zahnert

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:
zum Vorsitzenden Richter am Landgericht: Richter am Land­
gericht Stephan Berndt in Frankfurt (Oder); zur Richterin am 
Amtsgericht: Richterin Dr. Cornelia Jourdan in Potsdam; zur 
Justizamtsrätin: Justizamtfrau Mandy Pink in Fürstenwalde/
Spree

Ruhestand:
Richterin am Amtsgericht Christine Rühl aus Potsdam; Justiz­
amtsrätin Rosemarie Treptow aus Nauen; Erster Justizhaupt­
wachtmeister Fred Gerhardt aus Strausberg

Staatsanwaltschaften

Ernannt:
zur Staatsanwältin/zum Staatsanwalt: Staatsanwältin (Rich­
terin auf Probe) Janina Pytlik in Cottbus, Staatsanwalt (Richter 
auf Probe) Hubert Walkowiak in Frankfurt (Oder), Staatsanwäl­
tin (Richterin auf Probe) Caroline Hoffmann, Staatsanwältin 
(Richterin auf Probe) Antonia Naschke, Staatsanwalt (Richter 

auf Probe) Dr. Florian Jacobi und Staatsanwalt (Richter auf 
Probe) Christopher Gordjy in Neuruppin; zum Staatsanwalt 
(Richter auf Probe): Assessor Raoul Drust in Frankfurt (Oder); 
zur Justizamtfrau: Justizoberinspektorin Manja Pusch in Cott­
bus; zum Justizamtmann: Justizoberinspektor Ronny Magister 
in Cottbus; zur Justizoberinspektorin: Justizinspektorin Mareen 
Geppert und Justizinspektorin Verena Graßmann in Frankfurt 
(Oder)

Ruhestand:
Oberstaatsanwalt Jürgen Schiermeyer aus Neuruppin

Notarinnen und Notare

Ernannt:
zur Notarin: Notarassessorin Daniela Kaluza in Panketal

Notaramt erloschen:
Notarin Kristin Stöber in Panketal

Zentraler IT-Dienstleister der Justiz
des Landes Brandenburg

Ernannt:
zum Technischen Regierungsoberinspektor: Sebastian Kubitz; 
zum Regierungshauptsekretär: Peer Schlüter, Mike Petzold
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Ausschreibungen

Ministerium der Justiz

I.

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushalterischen Vorausset­
zungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Landgericht Neuruppin 

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Landgericht

	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO). 

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der  
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich. 

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG 
Brandenburg).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei­
cher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berücksichtigt. 

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an Rich­
terinnen und Richter, die bereits im Justizdienst des Landes 
beschäftigt sind. 

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla­
gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof­
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

II.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengese­
hen:

–	 bei dem Landgericht Cottbus 

	 zwei Stellen für eine Richterin oder einen Richter am Land­
gericht 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei dem Landgericht Frankfurt (Oder)

	 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Land­
gericht 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei dem Amtsgericht Bernau bei Berlin 

	 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts­
gericht 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei dem Amtsgericht Cottbus 

	 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts­
gericht 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei dem Amtsgericht Oranienburg 

	 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts­
gericht 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO). 

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der  
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück­
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stelle bei dem Amtsgericht Cottbus rich­
tet sich ausschließlich an Versetzungsbewerberinnen und Ver­
setzungsbewerber, die bereits eine Planstelle in der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg innehaben.

Die Ausschreibung der übrigen Stellen richtet sich ausschließ­
lich an Richterinnen und Richter auf Probe aus der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.



64� JMBl.

III.

Es wird – vorbehaltlich der haushalterischen Voraussetzungen – 
Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei der Generalstaatsanwaltschaft des Landes Brandenburg

	 eine Stelle für eine Generalstaatsanwältin oder einen  
Generalstaatsanwalt

	 (Besoldungsgruppe R 6 BbgBesO).

Die Generalstaatsanwaltschaft ist eine Justizoberbehörde im 
Land Brandenburg mit ca. 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 
Die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaatsanwalt steht 
nicht nur der Generalstaatsanwaltschaft mit den damit verbun­
denen vielseitigen Führungs- und Organisationsaufgaben im 
Dienste einer effizienten Strafverfolgung vor, sondern übt zudem 
die Dienst- und Fachaufsicht über die vier Staatsanwaltschaften 
des Landes Brandenburg aus und trägt damit die Verantwortung 
für deren insgesamt ca. 680 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Gesucht wird dementsprechend eine hochqualifizierte Persön­
lichkeit, die in besonderer Weise geeignet ist, den Führungs-, 
Organisations- und Repräsentationsaufgaben des Amtes gerecht 
zu werden. Erforderlich sind hervorragende Rechtskenntnisse, 
eine durch eine langjährige Leitungstätigkeit besonders ausge­
prägte Führungskompetenz, ein hohes Verantwortungsbewusst­
sein, ein besonderes Organisationstalent, Innovationsbereit­
schaft, eine vorbildliche Berufsauffassung, große Belastbarkeit 
sowie eine besondere Fähigkeit zur kooperativen Zusammenar­
beit mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Die Befähigung 
zu sachleitender Kommunikation wird ebenso erwartet wie eine 
hohe soziale Kompetenz. 

Bewerberinnen und Bewerber sollen daher nicht nur über staats­
anwaltschaftliche Erfahrungen und fundierte Kenntnisse im 
Bereich der Fachaufsicht über Staatsanwaltschaften verfügen, 
sondern auch durch mehrjährige leitende Tätigkeit in einer 
Staatsanwaltschaft oder in einem Gericht oder in einem Justiz­
ministerium nachgewiesene besondere Kenntnisse in Justizver­
waltungsangelegenheiten aufweisen. 

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück­
sichtigt.

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an Be­
förderungsbewerberinnen und -bewerber des Landes Branden­
burg. 

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Gesamtstaatsanwalts­
rates einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla­

gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof­
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

IV.

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushalterischen Vorausset­
zungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei der Generalstaatsanwaltschaft des Landes Brandenburg

	 eine Stelle für eine Leitende Oberstaatsanwältin oder ei­
nen Leitenden Oberstaatsanwalt

	 (Besoldungsgruppe R 3 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist nach Maßgabe der beamtenrecht­
lichen Regelungen (§§ 78 ff. des Landesbeamtengesetzes) möglich.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück­
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bedienstete, 
die bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg tätig sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten, auch durch die Mitglieder des Gesamtstaatsan­
waltsrates, einverstanden sind.

V.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengese­
hen:

–	 bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder) 

	 eine Stelle für eine Staatsanwältin oder einen Staatsanwalt
	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei der Staatsanwaltschaft Neuruppin 

	 zwei Stellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte
	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei der Staatsanwaltschaft Potsdam 

	 zwei Stellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO). 
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Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist nach Maßgabe der beamtenrecht­
lichen Regelungen (§§ 78 ff. des Landesbeamtengesetzes) möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück­
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stellen richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter auf Probe, die bereits im staatsanwalt­
schaftlichen Dienst des Landes Brandenburg beschäftigt sind. 

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten – auch durch die Mitglieder des Gesamtstaatsan­
waltsrates – einverstanden sind.

VI.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengesehen:

–	 bei dem Verwaltungsgericht Cottbus

	 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Ver­
waltungsgericht 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei dem Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder)

	 zwei Stellen für eine Richterin oder einen Richter am Ver­
waltungsgericht 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO). 

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der  
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück­
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stellen richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter auf Probe aus der Verwaltungsgerichts­
barkeit des Landes Brandenburg. 

Bewerbungen sind bis zum 31. März 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

VII.

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushaltsrechtlichen Voraus­
setzungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Arbeitsgericht Neuruppin
	
	 eine Stelle für eine Direktorin oder einen Direktor des 

Arbeitsgerichts
	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der  
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück­
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs­
bewerberinnen und -bewerber aus der Arbeitsgerichtsbarkeit des 
Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla­
gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof­
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

VIII.

Es wird – vorbehaltlich der haushaltsrechtlichen Vorausset­
zungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Finanzgericht

	 (Besoldungsgruppe R 3 BbgBesO).
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Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die „Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV)“, 
veröffentlicht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007, 
S. 180 ff., sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Verfügung 
über die Anforderungen für die Eingangs- und Beförderungs­
ämter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst  
(AnforderungsAV)“ der Senatorin für Justiz und der Senatorin 
für Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 2007, 
veröffentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 2007, 
S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich­
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion schwer­
behinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität der Be­
schäftigten wertschätzend begegnen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG 
Brandenburg).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung, Befähigung und 
Leistung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla­
gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof­
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst eingeholt wird.

Hinweis:

Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden und 
wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Bewer­
bungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und sozialer 
Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter sowie 
sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. Wir stre­
ben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit Migrations­
geschichte entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung an. 
Personen mit familiärer Migrations- und Fluchtgeschichte wer­
den insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

IX.

Es wird – vorbehaltlich der haushaltsrechtlichen Vorausset­
zungen – Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegenge­
sehen:

–	 bei dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg

	 zwei Stellen für eine Richterin oder einen Richter auf Pro­
be oder kraft Auftrags 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die „Allgemeine Verfügung der Minis­
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV)“, 
veröffentlicht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007, 
S. 180 ff., sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Verfügung 
über die Anforderungen für die Eingangs- und Beförderungs­
ämter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst  
(AnforderungsAV)“ der Senatorin für Justiz und der Senatorin 
für Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 2007, 
veröffentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 2007,  
S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich­
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion schwer­
behinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität der Be­
schäftigten wertschätzend begegnen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG 
Brandenburg).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung, Befähigung und 
Leistung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2023 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein­
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Hinweis:

Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden und 
wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Bewer­
bungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und sozialer 
Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter sowie 
sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. Wir stre­
ben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit Migrations­
geschichte entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung an. 
Personen mit familiärer Migrations- und Fluchtgeschichte wer­
den insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

X.

Im Geschäftsbereich der Notarkammer des Landes Brandenburg 
sind

zwei Stelle/n
für eine Notarassessorin / einen Notarassessor

zu besetzen.

Die Ausschreibung richtet sich in erster Linie an Bewerberinnen 
und Bewerber, die die zweite juristische Staatsprüfung in den 
Prüfungsjahren 2021 bis 2023 abgelegt haben. Mindestens eine 
Prüfung sollte mit der Note „vollbefriedigend“ oder besser be­
standen worden sein. Schwerbehinderte Bewerberinnen und 
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Bewerber werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich­
tigt.

Einzelheiten zum Notaranwärterdienst sind in der Verordnung 
zur Regelung von Angelegenheiten auf dem Gebiet des Notar­
wesens (Notarverordnung – NotV) vom 6. Januar 2015 (GVBl. 
II S. 3) geregelt, die zuletzt durch Verordnung vom 11. Oktober 
2022 (GVBl. II Nr. 69) geändert worden ist.

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministeri­
um der Justiz des Landes Brandenburg, Abteilung II – Notaran­
gelegenheiten –, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu 
richten und müssen bis zum 14. April 2023 eingegangen sein. 
Sie haben die in Abschnitt II Nummer 3 Buchstabe a bis l der 
Allgemeinen Verfügung des Ministers der Justiz über Angele­
genheiten der Notarinnen und Notare (AVNot) vom 6. Mai 2014 
(JMBl. S. 68), die zuletzt durch die Allgemeine Verfügung vom 
22. September 2022 (JMBl. S. 102) geändert worden ist, vor­
gesehenen Angaben zu enthalten.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bewerbungsunterlagen bei 
einer erfolglosen Bewerbung nur zurückgesandt werden, wenn 
der Bewerbung ein frankierter Rückumschlag beiliegt.

Weitere Auskünfte erteilt Herr Dr. Olizeg (Tel.: 0331 866-3231).
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